
Das Kolpingwerk Landesverband Nordrhein-Westfalen betont: Die kontinuierliche Überprüfung und
Weiterentwicklung staatlicher Leistungen ist ein unverzichtbarer Bestandteil verantwortungsvoller
Sozialpolitik. Angesichts sich wandelnder gesellschaftlicher Rahmenbedingungen, steigender
Anforderungen und begrenzter Ressourcen ist es notwendig, bestehende Systeme regelmäßig auf
ihre Wirksamkeit, Zielgenauigkeit und Zukunftsfähigkeit hinzuprüfen und gegebenenfalls anzupassen.

Die Kinder- und Jugendhilfe steht – wie andere Bereiche des Sozialstaates – seit Jahren unter
erheblichem Veränderungsdruck. Steigende Fallzahlen, komplexere Problemlagen und begrenzte
Ressourcen führen dazu, dass Strukturen an ihre Grenzen stoßen und Reformbedarf besteht. Auch
staatliche Stellen selbst betonen, dass eine Weiterentwicklung der Systeme notwendig ist, um ihren
Auftrag langfristig erfüllen zu können und gesellschaftliche Teilhabe wirksam zu sichern.

Ebenso ist es fachlich unbestritten, dass eine Überprüfung von Wirksamkeit, Effizienz und
Zielgenauigkeit sozialstaatlicher Maßnahmen sinnvoll ist. Die Evaluation öffentlicher Programme
gehört zu den zentralen Instrumenten, um Leistungen zu verbessern, zielgerichteter einzusetzen und
nachhaltig auszugestalten.

Vor diesem Hintergrund unterstützt das Kolpingwerk NRW ausdrücklich den Anspruch, soziale
Sicherungssysteme zukunftsfest, wirksam und nachhaltig zu gestalten. Reform ist notwendig – aber
sie muss sich am Ziel der Verbesserung von Teilhabe und Lebensbedingungen orientieren, nicht an
einem einseitigen Kürzungsparadigma.

Kolping NRW kritisiert Sparmaßnahmen, die tief in die Lebenslagen von Kindern, Jugendlichen, jungen
Erwachsenen und Menschen mit Behinderung eingreifen würden. Insbesondere für ohnehin
benachteiligte und vulnerable Gruppen drohen so erhebliche Belastungen und Einschränkungen ihrer
Teilhabemöglichkeiten. Deshalb sind solche Sparmaßnahmen sind abzulehnen. 

Auch ein Abbau individueller Rechtsansprüche ist mehr als kritisch zu bewerten, wie etwa
Einschränkungen bei Hilfen für junge Volljährige, die Reduzierung präventiver Angebote sowie
Eingriffe in Leistungen der Eingliederungshilfe, etwa durch die Begrenzung individuumsbezogener
Unterstützungsformen oder die Schwächung des Wunsch- und Wahlrechts. Gerade diese Leistungen
sind jedoch tragende Elemente einer funktionierenden Bildungs‑ und Teilhabestruktur. 

Forschung und Praxis zeigen übereinstimmend, dass insbesondere präventive und frühzeitige
Unterstützungsleistungen gesellschaftlich und ökonomisch sinnvoll sind. Investitionen in frühe Hilfen
und präventive Maßnahmen können langfristig erhebliche Folgekosten vermeiden und sind somit
nicht nur sozialpolitisch geboten, sondern auch wirtschaftlich sinnvoll. Werden solche Leistungen
reduziert, verschieben sich Problemlagen in spätere Lebensphasen – häufig mit deutlich höheren
finanziellen und sozialen Kosten. 

Nordrhein‑Westfalen wäre von der Umsetzung der Vorschläge, wie sie aktuell in einer Bund-Länder-
Arbeitsgruppe andiskutiert werden in besonderer Weise betroffen. Die enge Verzahnung von
Jugendhilfe, Eingliederungshilfe und beruflicher Bildung ist für das Gelingen von Übergängen in
Ausbildung und Arbeit von zentraler Bedeutung. Angebote wie die der NRW Kolping‑Bildungswerke
zeigen, dass nachhaltige Integration dann gelingt, wenn fachliche Qualifizierung mit individueller
Begleitung und sozialer Stabilisierung verbunden wird.

„Reformen verantwortungsvoll gestalten - Zur
Weiterentwicklung von Jugendhilfe und

Eingliederungshilfe: Position des Kolpingwerkes NRW“



Die Einschränkung von Leistungen der Jugendhilfe – insbesondere der Hilfen für junge Volljährige 
(§ 41 SGB VIII) – würde diese Übergangsprozesse erheblich gefährden, wobei diese Phase eine
entscheidende Weichenstellung für den weiteren Lebensverlauf darstellen kann. Ohne Unterstützung
steigen Risiken wie Bildungsabbrüche, Erwerbslosigkeit und soziale Ausgrenzung deutlich an. 

Ebenso kritisch sind die vorgesehenen Eingriffe in die Eingliederungshilfe. Die Abschwächung
individueller Rechte – etwa durch pauschalierte Leistungen oder verpflichtende Pooling‑Ansätze –
gefährdet den Grundsatz der Personenzentrierung und damit den Kern inklusiver Teilhabe. Menschen
mit Behinderungen sind auf individuell zugeschnittene Unterstützung angewiesen, um
Bildungsangebote wahrnehmen zu können. Wird diese Unterstützung eingeschränkt, wird Teilhabe
faktisch begrenzt. Dies widerspricht nicht nur fachlichen Standards, sondern auch internationalen
Verpflichtungen. Mit der Ratifizierung der UN‑Kinderrechtskonvention hat sich Deutschland
verpflichtet, die Rechte von Kindern zu achten, zu schützen und aktiv zu fördern, wobei das
Kindeswohl bei allen staatlichen Entscheidungen vorrangig zu berücksichtigen ist. Ähnliche
Verpflichtungen bestehen aus der UN‑Behindertenrechtskonvention. Reformen im Sozialstaat müssen
daher darauf ausgerichtet sein, diese Rechte schrittweise zu verwirklichen und dürfen keine
Rückschritte verursachen. 

Das Kolpingwerk NRW bekennt sich vor diesem Hintergrund ausdrücklich zu individuellen Rechten auf
Schutz, Förderung und Teilhabe. Der Landesvorstand wendet sich insbesondere gegen Entwicklungen,
die zu einer faktischen Aushöhlung dieser Rechte führen. Dazu zählen die Einschränkung oder
Streichung individueller Assistenzleistungen im schulischen und frühkindlichen Bereich, die
Reduzierung von Hilfen für junge Volljährige und unbegleitete minderjährige Geflüchtete, die
Abschwächung des Wunsch‑ und Wahlrechts in der Eingliederungshilfe sowie eine zunehmende
Aushöhlung des Subsidiaritätsprinzips zulasten freier Träger. Freie Träger wie die
Kolping‑Bildungswerke leisten einen unverzichtbaren Beitrag zur sozialen Infrastruktur in
Nordrhein‑Westfalen. Ihre Arbeit verbindet professionelle Bildungsangebote mit werteorientierter
Begleitung und gesellschaftlicher Verantwortung. Diese Strukturen sind gewachsen, regional
verankert und auf langfristige Wirksamkeit angelegt. Eine Schwächung dieser Trägerlandschaft würde
nicht nur einzelne Angebote gefährden und viele Arbeitsplätze in den Sozialverbänden bedrohen,
sondern das gesamte System sozialer Unterstützung destabilisieren. 

Vor diesem Hintergrund fordert das Kolpingwerk Landesverband NRW die Landesregierung
Nordrhein‑Westfalen nachdrücklich auf, sich im Bund‑Länder‑Prozess klar gegen einen möglichen
„Kahlschlag im Sozialen“ zu positionieren. Gleichzeitig unterstützen wir ausdrücklich eine
Reformperspektive, die auf Qualität, Wirksamkeit und nachhaltige Finanzierung zielt – nicht jedoch auf
den Abbau zentraler Rechte und Unterstützungsstrukturen. Unser gemeinsames Ziel ist es,
Nordrhein‑Westfalen als ein Land weiterzuentwickeln, in dem soziale Sicherheit, Bildungsgerechtigkeit
und gesellschaftliche Teilhabe für alle Menschen gewährleistet sind.

Wer reformiert, muss verbessern. Wer nur kürzt, riskiert soziale Folgekosten, wachsende Ungleichheit
und den Verlust gesellschaftlichen Zusammenhalts. Das Kolpingwerk NRW spricht sich zwingend für
die Beibehaltung des Prinzips der Subsidiarität, insbesondere auch im SGB VIII aus.
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